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Montag, 9. November 1987 
1. Plenarsitzung 
Beginn: 9.28 Uhr 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Exzellenzen! Verehrte Gäste! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Delegierte aus den Bundesländern! 

Hiermit eröffne ich den 35. Bundesparteitag der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands. 

Ich darf zunächst Sie alle, die gewählten Delegierten der über 700000 Mitglieder 
unserer Volkspartei, hier in Bonn zum Parteitag begrüßen. 

Ich begrüße unsere zahlreichen Gäste aus dem In- und aus dem Ausland. 

Hier in der Bundeshauptstadt sind viele Vertreter anderer Staaten zu Gast. Ich 
begrüße heute vor allem die Diplomaten, die heute zu uns gekommen sind. Ihnen allen 
ein herzliches Willkommen! 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich die Vertreter der Presse, die vielen Journalisten - es sind 
rund 1000-, die als Beobachter zu diesem Parteitag gekommen sind. 

Die Christlich Demokratische Union weiß und wird sich stets dazu bekennen, daß 
Meinungsvielfalt zu den kostbarsten Gütern unserer freiheitlich-demokratischen 
Ordnung gehört. Die Damen und Herren, die hier die Medien vertreten, werden sich 
ihrerseits bei diesem Parteitag daran erinnern, wieviel die Vitalität unserer Demokratie 
der Christlich Demokratischen Union zu verdanken hat. 

(Beifall) 

Ich habe von unserem Ehrenvorsitzenden und Freund Kurt Georg Kiesinger den 
Auftrag, dem Parteitag seine herzlichen Grüße zu überbringen. Er ist leider erkrankt 
und kann zu seinem großen Bedauern - anders als in den vergangenen Jahren - nicht 
an diesem Parteitag teilnehmen. Ich bin sicher, daß Sie mir zustimmen, wenn ich sage: 
Wir alle wünschen unserem Freund Kurt Georg Kiesinger baldige Genesung! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, daß wir diesmal nur für einen Tag zusammenkommen, hat 
ganz gewiß nichts mit Themenmangel zu tun. Sie alle wissen, daß wir angesichts der 
Finanzlage unserer Partei nach sorgfältigen Beratungen zu dem Ergebnis gekommen 
sind, daß wir diesen Parteitag nur für die Dauer eines Tages einberufen. Im Juni 
kommenden Jahres werden wir uns auf einem dreitägigen Parteitag vielen wichtigen 
Diskussionsthemen widmen. Er soll - ganz in der bisherigen Tradition unserer 
Parteitage - auf der Ebene der Kreis- und Landesverbände sorgfältig vorbereitet 
werden. 



Ich darf Ihnen mit Blick auf die Finanzlage den heutigen Bericht unseres Schatzmei­
sters Walther Leisler Kiep sehr zur Aufmerksamkeit empfehlen. Wir werden auf dem 
nächsten Parteitag die eine oder andere wichtige Konsequenz - auch im Verhältnis 
Kreisparteien/Landesparteien/Bundespartei - daraus zu ziehen haben. 

Um Zeit zu sparen, habe ich meinen Rechenschaftsbericht über unsere Regierungsar­
beit schriftlich vorbereitet und verteilen lassen. Ich hoffe, Sie finden darin viele 
Anregungen für die praktische Arbeit. 

Ich meine, dies ist eine ansehnliche Bilanz. Viele haben dazu beigetragen. Ich möchte 
den vielen Freunden in der Partei, gerade auch den hauptamtlichen wie den 
ehrenamtlichen IVlitarbeitern, dafür danken, daß sie in dieser sehr schwierigen Zeit 
ihren Beitrag für die gemeinsame Sache geleistet haben. 

Ich kann hier nur ganz wenige namentlich nennen: 

Ich nenne für unsere Bundestagsfraktion unseren Freund Alfred Dregger und seinen 
Stellvertreter, den Vorsitzenden der CSU-Landesgruppe, Theo Waigel. 

(Beifall) 

Ich nenne alle Kollegen im Bundesrat, mit denen wir in diesen Jahren immer 
besonders eng und besonders gut zusammengearbeitet haben. 

Ich nenne für die Partei Heiner Geißler, der arbeitet und kämpft wie kaum ein anderer. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Indem ich ihm für seinen Dienst und für seine Arbelt sehr herzlich danke, danke ich 
zugleich auch allen unseren Mitarbeitern im Konrad- Adenauer-Haus. 

(Beifall) 

Bonn ist die Stätte unseres täglichen Wirkens In der Bundesregierung, ein Stück 
unseres politischen Alltags. Ich nehme gern die Gelegenheit wahr, um auch einmal als 
CDU-Bundesvorsitzender der Stadt Bonn und allen ihren Bürgern sehr herzlich dafür 
zu danken, daß sie mit Gelassenheit, Geduld und Aufgeschlossenheit die Hauptstadt­
lasten zu tragen wissen. 

(Beifall) 

Gleich wird das Tagungspräsidium zu wählen sein. Dann wird Norbert Blüm als 
Tagungspräsident - hierfür bin ich Inrer Zustimmung gewiß - das Grußwort des 
gastgebenden Landesverbandes sprechen. Das erinnert uns an unseren letzten 
Parteitag hier im Land an Rhein und Ruhr vor gut zweieinhalb Jahren in Essen. 

Heute ist jedermann klar, daß die CDU Nordrhein-Westfalens die Krise längst 
überwunden hat, daß wieder Angriffsgeist und Gemeinschaftssinn herrschen und daß 
dieser große, für uns so wichtige Landesverband von einer neuen Aufbruchstimmung 
erfaßt ist. Wir alle wünschen unseren Freunden in diesem alten Stammland der CDU 
Deutschlands von Herzen, daß sie an die Leistungen und Erfolge von Konrad 



Adenauer, Karl Arnold und Franz Meyers baldnnöglichst anknüpfen können. An der 
Solidarität der Bundespartei soll es dabei nicht fehlen. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, es ist eine gute Tradition unserer Parteitage, an unsere 
heimgegangenen Freunde zu erinnern - an jene, die seit dem letzten Parteitag 
verstorben sind. 

(Die Delegierten erheben sich) 

Zuerst aber wollen wir der beiden Polizeibeamten gedenken, die heute vor einer 
Woche auf dem Gelände des Frankfurter Flughafens ermordet wurden. Klaus 
Eichhöfer und Thorsten Schwalm fielen einem feigen Anschlag zum Opfer, als sie im 
Dienst für die Allgemeinheit und für den inneren Frieden ihre Pflicht erfüllten. 

Vor zweieinhalb Wochen wurden in Hannover die Poiizeibeamten Rüdiger Schwedow 
und Ulrich Zastrutzki während einer Fahndung erschossen. Auch sie starben bei der 
Erfüllung ihrer Dienstpflichten. 

Wir denken mit Trauer und herzlichem Mitgefühl an die Familien dieser Polizeibeamten. 

Meine Damen und Herren, meine lieben Freunde, seit unserem letzten Parteitag sind 
viele unserer Weggefährten, Kameraden und Freunde gestorben. Ich kann heute nur 
einige wenige stellvertretend für viele nennen. 

Ich nenne Elisabeth Schwarzhaupt, geboren am 7. 1. 1901, gestorben am 
29.10.1986. Von den Nationalsozialisten aus dem Staatsdienst verdrängt, trat sie als 
juristische Referentin in den Dienst der Evangelischen Kirche, der sie auch während 
ihres langen politischen Lebens immer in besonderer Weise verbunden blieb. Sie war 
von 1953 bis 1969 Mitglied des Deutschen Bundestages und als Bundesminister für 
Gesundheitswesen von 1961 bis 1966 die erste Frau, die ein Ministeramt in einer 
Bundesregierung bekleidete. 

Ich denke an Arnold Fratzscher, geboren am 15.3.1904, gestorben am 23.2.1987. Er 
war nach 1933 besonders mutig engagiert in der Bekennenden Kirche, wurde 1945 
einer der Gründer der CDU Niedersachsen, war 1946 bis 1969 Generalsekretär der 
CDU Niedersachsen. 18 Jahre war er Mitglied des Niedersächsischen Landtages. 

Ich denke an Dr. Gurt Becker, geboren am 7.8.1905, gestorben am 27.2.1987. Er war 
1933 Stadtverordneter des Zentrums in Mönchengladbach und begründete mit 
anderen nach seiner Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft 1945 die Christlich 
Demokratische Union seiner Heimatstadt. Er war von 1957 bis 1976 während vier 
Legislaturperioden ein besonders sachkundiges Mitglied des Deutschen Bundestages. 

Ich denke an Dr. Hermann Götz, geboren am 20.5.1914, gestorben am 21.4.1987. 
Nach der Vertreibung aus dem Sudetenland hat er sich seit 1946 in besondererweise 
um die Eingliederung der Heimatvertriebenen in seinem neuen Heimatkreis und In 



Hessen verdient gemacht. Er war von 1949 bis 1976 IVlitglied des Deutschen 
Bundestages, lange Jahre hindurch auch Mitglied des Fraktionsvorstandes. Er war 
1970 bis 1977 Bundesvorsitzender der Union der Vertriebenen und Flüchtlinge. 

Ich denl<e an Detlef Struve, geboren am 12.5.1903, gestorben am 24.5.1987. Er war 
nach Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft ehrenamtlicher Landrat und seit 1950 
Kreispräsident des Kreises Rendsburg. Er war Mitbegründer und dann Präsident des 
Bauernverbandes in Schleswig-Holstein. Er war Mitglied des Zweizonen-Wirtschafts­
rates in Frankfurt 1947 bis 1949. Er gehörte für Jahrzehnte dem Deutschen Bundestag 
an, in mehreren Legislaturperioden als stellvertretender Vorsitzender der Bundestags­
fraktion. 

Ich nenne Walther Rosenthal, geboren am 10.7.1917, gestorben am 11.6.1987. Er war 
1945 Mitbegründer der CDU in Potsdam und war maßgeblich am Aufbau des 
brandenburgischen Justizministeriums beteiligt. Er flüchtete 1949 und war bis zu 
seinem Tod führend in der Exil-CDU tätig. Er war durch viele Jahre hindurch Leiter des 
Untersuchungsausschusses der Freiheitlichen Juristen und für viele, viele unserer 
Landsleute, die aus dem anderen Teil Deutschlands hierherkamen, eine große Hilfe. 

Ich nenne Günther Gerken, geboren am 23. 6.1922, gestorben am 22.8.1987. Er war 
von 1946 bis zu seiner Flucht Fraktionsgeschäftsführer der CDU im Landtag von 
Mecklenburg. Er war dann von 1952 bis 1985 Fraktionsgeschäftsführer der CDU-
Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfalen. 

Ich nenne Otto Laipold, geboren am 28.11.1919, gestorben am 5.10.1987. Er war 
1947 der erste Landessekretär der Jungen Union und Mitarbeiter in der Landesge­
schäftsstelle in Westfalen-Lippe. Er war von 1959 bis 1979 Landesgeschäftsführer 
der CDU Westfalen-Lippe. 

Ich nenne Dr. Hans Steinmetz, geboren am 23.5.1908, gestorben am 17.10.1987. 
Hans Steinmetz wurde 1934 von den Nationalsozialisten aus dem Staatsdienst 
verbannt. Er war einer der Begründer der Union in Hessen, gehörte der Verfassungs­
beratenden Landesversammlung von Groß-Hessen an. Er war von 1946 bis 1948 
Landrat in Dieburg und dann seit 1948 ganz maßgeblich am Wiederaufbau der 
Deutschen Post beteiligt. Er diente der Bundespost in den Jahren von 1956 bis 1969 
als Staatssekretär im Bundesministerium für das Post- und Fernmeldewesen. 

Und ich nenne Dr. Uwe Barschel, geboren am 13.5.1944, gestorben am 11.10.1987. 
Er war von 1964 bis 1965 Landesvorsitzender des RCDS, von 1967 bis 1971 
Landesvorsitzender der Jungen Union, von 1969 an stellvertretender Vorsitzender 
des Landesverbandes Schleswig-Holstein. Er war seit 1971 Mitglied des Landtages. 
Er wurde 1973 Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion. In der Landesregierung war 
er Finanzminister und Innenminister von 1979 bis 1982. Er wurde 1982 zum 
Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein berufen. 
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Liebe Freunde, wir wollen den Verstorbenen ein stilles Gebet widmen. - Ich danke 
Ihnen. 

Meine Damen und Herren, auf diesem aus den genannten Gründen nur kurzen 
Parteitag in Bonn werden Rechenschaftsberichte und die aktuelle politische Lage im 
Mittelpunkt der Diskussion stehen. Neben den Vorstandswahlen wollen und müssen 
wir aber auch die Weichen stellen für den bereits erwähnten Parteitag im Juni des 
kommenden Jahres. 

Vor diesem Parteitag, liebe Freunde, haben wir wichtige Landtagswahlen zu beste­
hen. Wir wollen und werden gemeinsam mit unseren Freunden in Baden-Württemberg 
und in Schleswig-Holstein mit ganzer Kraft dafür kämpfen, daß diese beiden 
Bundesländer auch in Zukunft von Christlichen Demokraten regiert werden. 

(Beifall) 

Der nächste, der 36. Bundesparteitag, findet in der Zeit vom 13. bis 15. Juni 1988 in 
Wiesbaden statt. Er wird, wie ich schon sagte, wichtigen programmatischen Fragen 
gewidmet sein. 

Am ersten Tag unseres nächsten Parteitags wollen wir uns kritisch mit einem Thema 
befassen, das seit Konrad Adenauer eine Domäne unserer CDU ausmacht: mit der 
Außen-, mit der Sicherheits-, mit der Europapolitik sowie mit der Deutschlandpolitik. 

Am zweiten Tag werden wir uns dann mit dem christlichen Menschenbild als Grundlage 
unserer Politik - insbesondere auch mit den Fragen des Schutzes vom menschlichen 
Leben, auch des ungeborenen, und der Menschenwürde- beschäftigen. 

Am letzten Tag unseres Wiesbadener Parteitags werden wir schließlich über unsere 
Aufgaben und über eine möglichst bürgernahe Organisation sowie über die Verbesse­
rung der Schlagkraft der CDU als moderner Volkspartei der Mitte beraten. 

Ich hoffe sehr, daß von diesem heutigen, dem 35. Bundesparteitag für die Politik der 
nächsten Zeit - vor allem auch schon bei der Vorbereitung auf den nächsten Parteitag 
- wichtige Impulse ausgehen. 

Meine Damen und Herren, wir alle verspüren das Problem, daß wir heute unter sehr 
beengten Verhältnissen in diesem Saal tagen müssen. Meine herzliche Bitte ist, daß 
wir uns gegenseitig helfen, daß wir Disziplin wahren, daß dann vor allem in der 
Diskussion die Chance für die Redner besteht, nicht nur zu Wort zu kommen, sondern 
auch gehört zu werden, daß wir auch an diesem Tag einfach ein Beispiel gelebter 
Solidarität geben. Ich darf Sie alle sehr herzlich dazu einladen. 

lchrufenunmehrTAGES0RDNUNGSPUNKT2auf: 
WAHL DES TAGUNGSPRÄSIDIUMS 

In Ihren Unterlagen haben Sie die Vorlage zum Tagesordnungspunkt 2. Darf ich 
fragen, ob zu dieser Vorlage Änderungswünsche bestehen? - Das ist nicht der Fall. 
Dann darf ich bitten, daß Sie Ihre Zustimmung zum Ausdruck bringen. Wer für diesen 
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Vorschlag ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Soweit ich es sehen kann, ist einstimmig so beschlossen. 

Das Tagungspräsidium wird nun die Geschäfte übernehmen. Ich darf das Wort an Dr. 
Norbert Blüm übergeben. 

Dr. Norbert Blüm, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Liebe Partei­
freunde! Liebe Gäste! Das gerade eintreffende Tagungspräsidium dankt Ihnen für das 
Vertrauen. 

Nach 1966 und 1973 ist das der dritte Parteitag In der Bonner Beethovenhalle. Aller 
guten Dinge sind drei. 791 Delegierte, über 1000 Gäste - Sie sehen, die Christlich 
Demokratische Union muß zusammenrücken. Das ist auch gut so. 

Der Parteitag ist ein Parteitag der Konzentration. Ich sehe das in einem dreifachen 
Sinne. Konzentration - ich sagte es schon - : zusammenrücken, Kräfte bündeln. 
Konzentration auch im Sinne der Selbstbesinnung. Und drittens: Wir alle sind für einen 
konzentrierten Ablauf dieses Parteitags verantwortlich. Das Präsidium will sein 
Bestes tun. 

Ich begrüße alle Gäste des In- und Auslandes. Im Sinne dieser Konzentration 
verzichte ich auf eine namentliche Nennung aller Gäste. Das ist der erste Beitrag zur 
Konzentration. Sie sind uns alle recht herzlich willkommen. Durch einen besonders 
herzlichen Beifall machen wir die Namensnennung überflüssig. 

(Beifall) 

Die Namensliste liegt Ihrer Delegiertenmappe bei. 

Keine Regel ohne Ausnahme. Ich begrüße - und bedanke mich bei ihm - Bischof 
Binder, den Bevollmächtigten des Rates der EKG, Herrn Prälat Bocklet, den Leiter des 
Kommissariats der Deutschen Bischöfe, und den Organisten der Kreuzkirche 
Johannes Geffert. Ich bedanke mich bei Ihnen für die Einleitung des Parteitages. Das 
Gebet gehört für eine christliche Partei zum Parteitag. Wir danken Ihnen. 

(Beifall) 

Ich begrüße ebenso herzlich die Frau unseres Bundeskanzlers, Frau Hannelore Kohl. 

(Beifall) 

Wir verbinden mit diesem Gruß ausdrücklich den Dank, Frau Kohl, für die Unterstüt­
zung Ihres Mannes, für die Unterstützung unserer CDU. Wir möchten Ihnen unseren 
großen Respekt und unsere große Anerkennung für das sagen, was Sie für die 
Unfallopfer in unserem Lande tun: ein beispielhafter Dienst. 

(Beifall) 

Ein Blumenstrauß soll meine Worte unterstützen. 

(Beifall) 
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Ich begrüße nicht minder herzlich - weil man Familienmitglieder immer besonders 
freundlich behandelt - den Vertreter unserer Schwesterpartei Friedrich Zimmermann. 
Herzlich willkommen bei uns. 

(Beifall) 

Die Freundlichkeit soll keine Grenzen haben. Fritz Zimmermann spricht ja nachher 
noch sein Grußwort. Herzlich willkommen. 

Meine Damen und Herren, auch im Sinne der Konzentration verzichtet der Landesver­
band Nordrhein-Westfalen auf ein ausführliches Grußwort. Die Lehrlinge von Prosper 
Haniel sind unsere Botschafter. Sie haben Ihnen nicht ohne Grund Kohle überreicht. 

Sie erinnern die Bayern, die Baden-Württemberger, die Hessen, die Rheinland-Pfäl-
zer, die Niedersachsen, die Hamburger, die Bremer, die Schleswig-Holsteiner, die 
Berliner daran, daß ihre Väter und Großväter nach dem Krieg Deutschland vor 
Erfrieren und Verhungern bewahrt haben und daß deshalb die Kumpel erwarten, daß 
ihnen jetzt die Treue gehalten wird. 

(Lebhafter Beifall) 

Was zu Nordrhein-Westfalen zu sagen ist, fasse ich in diesem verkürzten Grußwort in 
sieben Punkten zusammen: 

1. Nordrhein-Westfalen ist ein großes und schönes Land, 

(Beifall) 

2. in einer altehrwürdigen Kulturlandschaft, 

(Beifall) 

3. mit einer großen Industrietradition, 

(Beifall) 

4. mit einer ausgebauten Infrastruktur, wie es kaum eine zweite auf der Welt gibt, 

(Beifall) 

5. mit fleißigen Handwerkern und Arbeitnehmern und Unternehmern, 

(Beifall) 

6. nicht zu vergessen: mit einer guten, sehr guten Christlich Demokratischen Union 

(Beifall) 

und 7. nur eines ist schlecht: die noch amtierende Landesregierung. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Das war mein Grußwort. 

(Erneute Heiterkeit) 
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Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf: 

BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIETAGESORDNUNG 

Die Ihnen mit der Einladung zum 35. Bundesparteitag zugegangene Tagesordnung 
hat der Bundesvorstand gestern geändert; er schlägt vor, daß der Tagesordnungs­
punkt 12.2 erweitert wird. Der Vorlage des Rechenschaftsberichtes 1985 wird der 
Rechenschaftsbericht 1986 gemäß § 23 Abs. 2 des Parteiengesetzes hinzugefügt. 
Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um das Kartenzeichen. - Die Gegenprobe. 
- Stimmenthaltungen? - Angenommen. Damit ist die Tagesordnung beschlossen. 

Ich habe jetzt noch einige geschäftsleitende Bemerkungen zu machen, die am Anfang 
dieses Parteitages stehen müssen. Im Laufe des Nachmittags - nach dem Zeitplan 
vor 16 Uhr-sol l die Neuwahl des Bundesvorstandes vorgenommen werden. Nach 
§ 12 Abs. 5 können Meldefristen für Kandidatenvorschläge für die Wahl der Mitglieder 
des Bundesvorstandes vom Bundesparteitag auf Vorschlag des Tagungspräsidiums 
beschlossen werden. Das Tagungspräsidium schlägt vor, die Einreichungsfrist für die 
Kandidatenvorschläge für die Wahl zum Bundesvorstand auf 12 Uhr festzulegen. -
Ich höre keinen Widerspruch; damit ist der Termin 12 Uhr angenommen. 

Weiter schlage ich Ihnen vor, daß die Frist zur Einreichung von Initiativanträgen zu den 
Tagesordnungspunkten 20 und 21, die von 30 stimmberechtigten Delegierten 
unterschrieben sein müssen, ebenfalls auf 12 Uhr festgesetzt wird. - Auch hier höre 
ich keinen Widerspruch; angenommen. Die Initiativanträge werden Im Tagungsbüro 
in das Textverarbeitungssystem geschrieben. Daher ist es notwendig, daß die 30 
Unterschriften mit den Delegiertennummern versehen werden. -

Soweit die unverzichtbaren Geschäftsordnungsbemerkungen. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

BESTÄTIGUNG DER VOM BUNDESVORSTAND EINGESETZTEN 
ANTRAGSKOMMISSION 

Die Vorlage liegt Ihnen vor. Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich 
um das Erheben der Stimmkarte. - Die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Damit 
ist die Antragskommission bestätigt. Sie trifft sich um 13 Uhr zu einer ersten Sitzung 
im Kleinen Raucherfoyer. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 auf: 

WAHL DER MANDATSPRÜFUNGSKOMMISSION 

Der Bundesvorstand schlägt dem Bundesparteitag folgende Mitglieder für die 
Mandatsprüfungskommission vor: Erhard Hackler als Vorsitzender, Hans Leveling, 
Karl Rauber und Karl Schumacher als Beisitzer. Wer mit diesem Vorschlag einverstan­
den ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -
Angenommen. Die Mandatsprüfungskommission wird ihren Bericht heute nachmittag 
vor der Wahl des Bundesvorstandes geben. Sie trifft sich um 13 Uhr zu ihrer ersten 
Sitzung im Büro des Organisationsleiters. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 6 auf: 
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WAHL DER STIMMZÄHLKOMMISSION 

Der Vorschlag liegt Ihnen in den Delegiertenmappen vor. Wenn Sie damit einverstan­
den sind, bitte ich ebenfalls um Zustimmung durch Kartenzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Bis jetzt alles einstimmig. Um 15 Uhr trifft sich die Stimmzähl­
kommission zu einer Vorbesprechung im Sitzungszimmer der Antragskommission. 

Damit sind wir bereits bei Tagesordnungspunkt 7 angelangt: 

GRUSSWORTE 

Ich erteile das Wort zu einem Grußwort dem Herrn Oberbürgermeister der gastgeben­
den Stadt, unserem Parteifreund Daniels. Bitte, Sie haben das Wort. 

Dr. Hans Daniels, MdB, Oberbürgermeister der Stadt Bonn: Herr Präsident! Herr 
Bundesvorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! 
CDU-Parteitage in Bonn haben, auch wenn sie nicht allzu häufig waren, eine große 
Tradition. Konrad Adenauer, der erste Bundesvorsitzende der CDU, wurde 1966 hier 
in dieser Beethovenhalle als Vorsitzender verabschiedet. Ludwig Erhard wurde 
damals zu seinem Nachfolger gewählt. Beide, Konrad Adenauer und Ludwig Erhard, 
sind Ehrenbürger der Stadt Bonn. 

1973, vor nunmehr 14 Jahren, wurde der Enkel Adenauers, unser jetziger Bundesvor­
sitzender, Helmut Kohl, hier in Bonn zum erstenmal zum Bundesvorsitzenden 
gewählt. Auch dies ist ein äußeres Zeichen dafür, daß er in der Tradition Konrad 
Adenauers steht. 

Die Tradition wichtiger Parteitage in Bonn beschränkt sich übrigens nicht auf die CDU. 
1959 hat hier die SPD ihr Godesberger Programm verabschiedet. Man kann heute 
sagen: Das waren noch Zeiten! 1966 wurden hier Willy Brandt und vor wenigen 
Wochen auch Hans-Jochen Vogel zum erstenmal zum Parteivorsitzenden gewählt. 

Inzwischen ist diese Beethovenhalle für Bundesparteitage der CDU zu eng geworden. 
Sie alle müssen das heute leidvoll erfahren. 

(Beifall) 

Wir sind jedoch gerade im Begriff, anläßlich der 2000-Jahr-Feier der Stadt im Jahre 
1989 ein Konferenzzentrum zu errichten, so daß ich hoffen kann, daß in Zukunft 
Bundesparteitage der CDU häufiger als in der Vergangenheit in Bonn stattfinden 
können und in Bonn stattfinden werden. Doch wir werden natürlich auch in Zukunft 
mit der Konkurrenz von Bundesländern rechnen müssen, in denen jeweils unmittelbar 
nach Parteitagen Landtagswahlen stattfinden. 

Meine Damen und Herren, Bonn ist stolz darauf, daß Konrad Adenauer von 1949 bis 
zu seinem Tode Abgeordneter des Wahlkreises Bonn war. Adenauer wollte, daß Bonn 
Bundeshauptstadt werde. Auch diese seine Entscheidung zeugt - so sehen wir es 
jedenfalls - von seinen klassischen politischen Eigenschaften: Weitsicht und Unbeirr­
barkeit bei der Durchsetzung dessen, was er als richtig erkannte. Diese Eigenschaften 
wünsche ich uns auch für die jetzt bevorstehenden politischen Entscheidungen. 

Der Erfolg unserer Politik hängt letztlich nicht vom kurzfristigen Beifall ab, den sie 
findet, sondern von ihrer inhaltlichen Richtigkeit. Nur so werden wir wieder, wie schon 
Konrad Adenauer, auch in Zukunft Wahlen gewinnen. 
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Denkt man an Adenauer, so kann man auch der Senioren-Union, die auf diesem 
Parteitag gegründet werden soll, eine große Zukunft prophezeien. Wenn viele 
Senioren wie Adenauer erst mit über 70 Jahren so richtig politisch aktiv werden, 
können wir uns noch auf einiges gefaßt machen. Unverständlich ist mir allerdings, 
warum man der Senioren-Union erst mit 55 Jahren beitreten kann. 

(Vereinzelt Beifall) 

Meine Damen und Herren, ein Gruftie ist man ja, wenn ich meinen Kindern glauben 
kann, bereits ab 50, so daß sich dieses Alter geradezu anbietet, um einen 
unmittelbaren Übergang von der Jungen Union in die Senioren-Union zu ermöglichen. 

(Beifall) 

Bei meinem Versuch, mein Grußwort von geschlechtsspezifischen Bezeichnungen 
freizuhalten, habe ich vergeblich nach einer weiblichen Form von „Gruftie" gesucht. 
Ich habe mich dann damit getröstet, daß die Bonner CDU in anderen Bereichen bei 
der Durchsetzung der Gleichberechtigung der Frau schon einige Erfolge aufzuweisen 
hat. Von den fünf Abgeordneten, die wir im Europäischen Parlament, im Deutschen 
Bundestag und im Nordrhein-Westfälischen Landtag stellen, sind drei Frauen. Wir 
können also insoweit im Hinblick auf die Beschlüsse des Essener Parteitags Vollzug 
melden - und das alles ohne jede Quotenregelung. 

Meine Damen und Herren, Bonn ist stolz darauf, daß die Stadt auch als Bundeshaupt­
stadt ihr menschliches Maß bewahrt hat. Seit über dreißig Jahren hat die CDU die 
Mehrheit im Stadtrat. Die Entwicklung zu einer menschlichen Hauptstadt kann also 
kein Zufall sein. Ich hoffe deshalb, daß auch Sie sich in dieser Stadt wohlfühlen, in der 
Sie sozusagen ein Heimspiel haben. 

Möge das Bonner Klima Ihren Beratungen gut bekommen. Dem Bundesparteitag und 
dem neu zu wählenden Bundesvorstand wünsche ich bei seiner Arbeit gerade in einer 
für die CDU nicht einfachen Zeit viel Glück und Erfolg. 

(Beifall) 

Dr. Norbert Blüm, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Oberbürgermeister. Wir 
verbinden diesen Dank mit dem Gruß an die Stadt Bonn und ihre Einwohner. Wir 
danken ihr für ihre Gastfreundschaft. 

Das Wort hat jetzt für unsere Schwesterpartei Friedrich Zimmermann. 

Dr. Fiiedrich Zimmermann: Herr Bundeskanzler! Liebe Freunde der Christlich 
Demokratischen Union! Es ist mir eine Freude und Ehre, Ihnen zum 35. Parteitag die 
herzlichsten Grüße der Christlich-Sozialen Union und von Franz Josef Strauß 
überbringen zu dürfen. Gleichwohl hege ich den stillen Verdacht, daß mir diese Ehre 
deshalb zuteil wird, weil Helmut Kohl und Franz Josef Strauß offenbar meinen, ich 
würde am ehesten in das zeitlich eng begrenzte Programm dieses Parteitags passen. 

(Heiterkeit und Beifall) 
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Liebe Freunde, ich gehöre der gemeinsamen Bundestagsfraktion von CDU und CSU 
seit über dreißig Jahren ununterbrochen an. Ich war der letzte persönliche Referent 
von Josef Müller, dem legendären Ochsensepp, dem Parteigründer der CSU. Ebenso 
lang bin ich ein Weggefährte von Franz Josef Strauß. Mit Helmut Kohl und Gerhard 
Stoltenberg bin ich seit den gemeinsamen Tageri der Jungen Union eng verbünden. 

Mein politischen Leben ŵ ar und ist von der Überzeugung geprägt, daß CDU und CSU 
mehr als bloße Schwesterparteien sind: eine Wertegemeinschaft mit gleichen 
politischen Grundüberzeugungen, auch wenn es da und dort unterschiedliche 
Auffassungen gibt, die übrigens meistens nicht zwischen CSU und CDU, sondern 
mitten durch die Union, mitten durch CSU und CDU gegangen sind. Im übrigen gibt es 
solche unterschiedlichen Auffassungen auch in jedem Ortsverband und in jedem 
Kreisverband. 

Wir sind junge Parteien in der Geschichte. Aber es waren die Unionsparteien und ihre 
Kanzler, die das Gesicht der Bundesrepublik Deutschland geprägt haben und bis 
heute prägen. Wir waren und sind, liebe Freunde, die Partei der zukunftsorientierten, 
der aufgeschlossenen Bürger. Die Union ist nicht die Partei der Verwaltung, sondern 
die Partei der freien Entfaltung, nicht die Partei staatlicher Bevormundung, sondern 
die Partei der Leistungsbereitschaft: 

Wir sind aber auch eine Partei der äußeren und inneren Sicherheit. Vielleicht ist 
manchem Bürger das Bewußtsein dafür verlorengegangen, daß all die schönen 
Annehmlichkeiten des Lebens nichts wert sind, wenn sie nicht ausreichend geschützt 
sind. Wir haben uns an Sicherheit gewöhnt. Aber weniger und weniger wollen dafür 
Opfer bringen und schon gar nicht belästigt werden. Buhdeswehr: ja - aber manch 
einer will sich vor der Wehrpflicht drücken. NATO: ja - aber wenn ein Düsenjäger die 
Mittagsruhe stört, so ist man empört. 

Wir müssen den Menschen, glaube ich, wieder deutlich machen, daß im Leben alles 
seinen Preis hat, daß man nicht immer besser leben und gleichzeitig immer weniger 
arbeiten kann. Wir dürfen nicht nur Freifahrtscheine für den Bus verschenken, 
sondern müssen auch zu Pflichten aufrufen. 

Unsere Mitglieder und Anhänger und unsere Mandatsträger müssen wir dazu bringen, 
wieder Leistung und Opfer zu fordern. Liebe Freunde, diese Bundesregierung und die 
Unionsparteien haben derzeit keine ernstzunehmenden Gegner. Deshalb meinen 
viele, sich Passivität leisten zu können. Umgekehrt muß die Union wissen, wo ihre 
Stützen stehen. 

Es ist richtig, daß eine zukunftsorientierte Partei stets versuchen muß, neue 
Wählerschichten zu erschließen, und auch die CSU hätte ohne diese Zielsetzung 
kaum die 30-%-Grenze, geschweige denn die 50-%-Grenze überschritten. Aber 
neue Wählergruppen erschließt man nicht allein durch Programme, sondern durch 
Menschen. Wahlwerbung findet überall statt, wo sich Menschen begegnen. Die 
Erschließung neuer Wählerschichten kann nur durch die Überzeugungskraft unserer 
Mitglieder und Anhänger geschehen. 

Wir finden sie, meine ich, unter der leistungsbereiten Jugend, bei den aufstiegsorien­
tierten Arbeitnehmern, bei den Frauen in Familie und Beruf, bei den Selbständigen 
ebenso wie bei den Beamten, Soldaten, Polizisten, bei Berufstätigen ebenso wie bei 
Rentnern. Es gibt aber auch Gruppen, die unsicher an uns geworden sind. Unsere 
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Position im ländlichen Raum, nicht nur bei den Bauern, bei den Heimatvertriebenen, 
bei bestimmten christlichen Gruppen ist schwieriger geworden. Hier muß die Union 
deutlich Profil zeigen - als Partei der Grundsatztreue, als Bewahrer der Kulturland­
schaft, als Zukunftssicherer der Bauern. 

Wir müssen noch deutlicher für die Einheit der Nation, für die Freiheit aller Deutschen 
eintreten, immer wieder an den Auftrag des Grundgesetzes erinnern, daß die 
deutsche Frage nicht an Oder und Neiße endet, und wir müssen die Unfreiheit beim 
Namen nennen, gerade bei uns in der Haustür. 

(Beifall) 

Ich habe oft in Kauf nehmen müssen, daß mir bestimmte osteuropäische Regime 
keinen roten Teppich ausgerollt haben. 

Im Innern erwartet der Bürger Sicherheit, im wahrsten Sinn des Wortes Ruhe und 
Ordnung. Dabei ist die Durchsetzung dieses Rechts überall und jederzeit notwendig. 

Nach der brutalen Ermordung zweier Polizeibeamter ging ein Schrei der Empörung 
durch das Land. Plötzlich wird klar, was wir schon lange gesagt haben: daß es eine 
ständige Eskalation des Terrors in den letzten Jahren gegeben hat. Niemand soll so 
tun, als sei das nur die bedauerliche Tat eines einzelnen oder weniger Irrer. Viele 
haben sich schon zu lange an die brutalen Angriffe auf Polizeibeamte gewöhnt, und 
818 verletzte Polizeibeamte im letzten Jahr: Das sagt alles. Hinter jeder einzelnen 
Verletzung steht ein persönliches Schicksal. Jeder verletzte Polizist ist einer zuviel. 

(Beifall) 

Ich sehe es als meine Pflicht an, für das notwendige rechtliche Instrumentarium zum 
Schutz der Polizei zu sorgen. Deswegen sage ich: Jetzt muß endlich Schluß sein mit 
dem vermummten Terror auf unseren Straßen. 

(Lebhafter Beifall) 

Nicht nur Schluß mit dem Schießen, auch Schluß mit Steinen und Molotowcocktails 
auf Polizisten. Schluß mit den rechtsfreien Räumen a la Hamburger Hafenstraße. 

(Beifall) 

Die Bundesregierung wird die rechtlichen Voraussetzungen dafür schaffen. Sie und 
die Länder werden sich auch neue Polizeitaktiken überlegen. 

Ich appelliere nachdrücklich an die verantwortlichen Kräfte unseres Koalitionspart­
ners FDP, endlich die notwendigen gesetzlichen Maßnahmen zu tragen, und ich 
appelliere auch an die SPD, nicht Parteitaktik über die Sicherheit des Staates, seiner 
Polizisten und seiner Bürger zu stellen. 

(Beifall) 
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Liebe Freunde, die Union muß sich auf die wirklich wichtigen Fragen konzentrieren 
und die Überzeugung vermitteln, daß sie neben der Tagespolitik auch die Perspekti­
ven, ja, die Visionen für die Zukunft aufzeigen kann. 

Wir wollen, daß die Bürger weniger Steuern zahlen, aber die Umfragen sagen uns, daß 
die Bürger glauben, die Steuerreform sei eine Mehrbelastung. Wir stabilisieren die 
Renten, aber die Leute meinen, es werde alles unsicherer. Wir wollen die Gesundheit 
erhalten, aber manche meinen, man würde ihnen das Rauchen verbieten. 

Liebe Freunde, noch nie ging es den Deutschen so gut wie heute. Wir fahren die 
besten Autos der Welt; wir sind die Rekordhalter bei Urlaubsreisen, kein Winkel in der 
Welt, wo man nicht auf eine deutsche Touristengruppe trifft. Unsere Soziale 
Sicherung ist für andere Völker das Paradies. Es geht uns gut, und wir haben die 
längste Friedensperiode unserer Geschichte. Und dennoch: Die Menschen sind 
scheinbar unzufrieden. Oder sind sie deshalb unzufrieden, weil sie eben keine 
schwerwiegenden Probleme haben? 

Die Regierung Kohl hat nach dem Desaster der Brandt/Schmidt-Dekade die Wirt­
schaft angekurbelt, Arbeitsplätze geschaffen, Finanzen stabilisiert, den Wohlstand 
gemehrt, eine Phase außen- und sicherheitspolitischer Instabilität und Orientierungs­
losigkeit beendet. Wir sind ein verläßlicher und geschätzter Bündnispartner, und 
trotzdem haben wir gleichzeitig Brücken nach Osten geschlagen, die sich als 
tragfähiger erwiesen haben als die ideologischen Anpassungen der deutschen 
Sozialdemokratie. 

(Beifall) 

Wenn es jetzt zu konkreten Abrüstungsvereinbarungen zwischen den Supermächten 
kommt, so ist das nicht zuletzt der Standhaftigkeit der unionsgeführten Bundesregie­
rung zu verdanken. 

(Zustimmung) 

Und trotzdem: Anders als die SPD haben wir von einem festen Standort aus Politik 
gemacht, uns nicht im politischen Niemandsland bewegt. Wir wissen auch heute 
noch, wo die Grenze zwischen Freiheit und Unfreiheit verläuft. Wir vergessen nicht, 
daß 17 Millionen unserer Menschen in Unfreiheit leben, und wir fühlen uns verantwort­
lich für sie und für die Millionen Deutschen auch jenseits von Oder und Neiße bis hin 
zum Ural. 

Wir vergessen nicht, daß 250 km von hier Sowjetdivisionen und -raketen stehen, aber 
wir erkennen auch, daß es Veränderungen im kommunistischen System gibt. Der 
Monolith bekommt Risse. Gorbatschows Reformversuche sind nichts anderes als 
das Eingeständnis, daß der Kommunismus nach 70 Jahren den Anschluß an den 
Fortschritt verpaßt hat. 

Wir wissen jedoch auch, daß von Reformansätzen bis hin zu einer freiheitlichen 
Gesellschaftsordnung noch ein weiter Weg zurückgelegt werden muß. Wir werden 
alles tun, um diese Entwicklung weiter behutsam zu fördern. Am Ende, so hoffen wir, 
wird ein Europa stehen, das Grenzen überwindbar macht und den Sehnsüchten der 
Deutschen nach der Einheit der Nation gerecht wird. 
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Uns gemeinsam wünscheich die Kraft, schwierige Phasen durchzustehen, den IViut, 
notwendige Entscheidungen durchzusetzen. Dabei werden wir nur gemeinsam Erfolg 
haben, auf der Basis unserer unveränderlichen Wertvorstellungen. Glück auf für die 
Zukunft. 

(Lebhafter Beifall) 

Dr. Blüm, Tagungspräsidium: Fritz Zimmermann, vielen Dank für das Grußwort. Es ist 
richtig: CDU und CSU sind mehr als nur Schwesterparteien. Die Zusammenarbeit ist 
auch mehr als nur ein Zweckbündnis. Sie wird - darauf hat Fritz Zimmermann zu 
Recht aufmerksam gemacht - durch gemeinsame Grundüberzeugungen getragen, 
und die sind im „C" unserer beiden Parteinamen ausgedrückt. Dieses „C" muß uns 
auch erlauben, Meinungsverschiedenheiten im Detail zu ertragen. Die gemeinsamen 
Grundüberzeugungen sind wichtiger. 

Ich möchte die Gelegenheit auch nutzen, Fritz Zimmermann unseren Dank auszuspre­
chen und ihm unsere Unterstützung im Kampf gegen Gewalt und Terror zuzusagen. 
Da gibt es keine Kompromisse, dafür haben wir kein Verständnis. 

(Beifall) 

Es gibt keinen Grund, der Gewalt rechtfertigen würde; deshalb dem Innenminister 
unsere Unterstützung! 

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf: 

BERICHT DES VORSITZENDEN DER CHRISTLICH DEMOKRATISCHEN 
UNION DEUTSCHLANDS, BUNDESKANZLER DR. HELMUT KOHL, MdB 

Wir kommen mit diesem Bericht zu einem ersten Haupt-und Höhepunkt, unseres 
Parteitages. Helmut Kohl ist jetzt'14 Jahre Parteivorsitzender und fünf Jahre 
Bundeskanzler. Die Partei verdankt Helmut Kohl viel. Er hat sie zu großen 
Erfolgen und zur Regierung geführt, hat aber auch schwere Zeiten und große 
Bewährungen ausgehalten. 

Helmut Kohl, die Delegierten des 35. Parteitages der Christlich Demokratischen 
Union sehen Ihrem Bericht mit großer Aufmerksamkeit und mit großen Erwartun­
gen entgegen. Sie haben das Wort! 

(Beifall) 

Bundeskanzler Dr. Helmut Ulohl, Vorsitzender der CDU: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Meine lieben Freunde! 

Der 35. Bundesparteitag der CDU findet in einer Zeit statt, in der es den meisten 
Menschen in unserem Land materiell immer besser geht. Dennoch haben viele 
den Eindruck, daß wir innehalten sollten. Viele Ereignisse der jüngsten Zeit 
müssen uns nachdenklich machen. 
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Immer mehr Menschen sehen sich im Zwiespalt widerstreitender Gefühle: 

Einerseits der so ermutigende erste große Durchbruch bei den Abrüstungsverhand­
lungen zwischen Ost und West-andererseitsjmmer wieder beunruhigende Nachrich­
ten etwa vom Golf oder aus anderen Krisenregionen der Welt. 

Einerseits anhaltendes Wirtschaftswachstum bei stabilen Preisen - andererseits 
Turbulenzen an den Weltbörsen und fortbestehende Arbeitslosigkeit. 

Und was unsere eigene Partei angeht: Einerseits Genugtuung über die Erneuerung 
unseres Regierungsmandats und auch berechtigter Stolz auf viele Erfolge der 
Regierung - andererseits unübersehbare Enttäuschung über Stimmenverluste bei 
Wahlen und vor allem auch Unzufriedenheit mit unserem Erscheinungsbild. 

Machen wir uns nichts vor: Unsere Arbeit findet im Augenblick nicht genügend 
Anerkennung - auch deshalb nicht, weil wir selbst zu oft von unseren Erfolgen 
abgelenkt haben. 

(Beifall) 

Aus Mißerfolgen die richtigen Konsequenzen zu ziehen - das ist bereits eine große 
Herausforderung. Inzwischen aber, liebe Freunde, haben wir es noch mit einem ganz 
anderen Problem zu tun. 

Unser Alltag wird in diesen Wochen von dem überschattet, was sich in Kiel 
zugetragen hat. Wir sind noch, weit davon entfernt, zu wissen, was im einzelnen 
tatsächlich war. Aber auch wenn wir es wissen, werden wir, so glaube ich, ratlos 
bleiben vor dem, was sich hier vor uns aufgetan hat. 

Der Heilige Augustinus, der zu großer Selbsterkenntnis gekommen ist, sagte einmal 
im Hinblick auf sich selbst und auf die Erfahrung des Menschen: „Welch schauerlich 
Geheimnis, mein Gott, welch tiefe, uferlose Fülle! Und das ist die Seele, das bin ich 
selbst? Was bin ich also, mein Gott?" 

Die Fragwürdigkeit menschlichen Handelns ist hier in den Blick gekommen. Wir 
verlangen nach Wahrheit, nach rückhaltloser Aufklärung dieser Affäre. Sie soll und sie 
muß auch erfolgen. Doch wenn diese Aufklärung nicht folgenlos bleiben soll, so muß 
sie uns zu jener Wahrheit führen, die Augustinus mit dem Wort ausgesprochen hat: 
Wir Menschen tragen einen Abgrund in uns. 

Je mehr Macht dem Menschen gegeben ist, desto größer ist die Gefahr. Dies trifft 
wahrlich nicht nur auf die Politiker zu, dies betrifft alle - ob in der Publizistik, in der 
Wirtschaft, in den Gewerkschaften, in den Kirchen. 

Haben wir nun Grund zur Resignation? Wir hätten Grund, wenn wir versuchten, der 
VVahrheit aus dem Wege zu gehen. Aber als Christen wissen wir, daß dort, wo der 
Mensch sich zur Wahrheit bekennt, auch wenn sie schmerzlich ist, nicht nur 
Vergebung, sondern immer auch neues Vertrauen möglich wird. 
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Wir haben als Menschen nicht nur eine Vergangenheit zu bewältigen, die von den 
Generationen vor uns gemacht wurde, sondern haben uns auch zu jener Geschichte 
zu bekennen, die wir selbst geschrieben haben. Je klarer wir dies tun, desto eher kann 
jene Solidarität erwachsen, ohne die keine - und ganz gewiß nicht unsere - Partei 
existieren kann, ohne die menschliche Gemeinschaft nicht denkbar ist. 

So müssen wir alle versuchen, aus dem Geschehenen Lehren zu ziehen. Wir müssen 
bei Verdächtigungen Vorsicht walten lassen. Wir müssen immer beide Seiten hören, 
vor allem aber jene, denen ein Vorwurf gemacht wird. Wir müssen allgemein einen 
menschlich anständigen Umgang miteinander wahren. 

(Beifall) 

Auch in unserer Partei haben wir hier durchaus Grund zur Selbstkritik. Aber ich füge 
hinzu: Diejenigen unserer Freunde, die in Kiel Verantwortung tragen und in einer sehr, 
sehr schwierigen Lage Entscheidungen treffen mußten, haben auch besonderen 
Anspruch auf unsere Solidarität. 

(Beifall) 

Wir Politiker müssen aus den Ereignissen der letzten Wochen Konsequenzen ziehen. 

Im politischen Leben einer Demokratie muß es auch harte Auseinandersetzungen 
geben. Aber zwischen Demokraten darf es kein Freund-Feind-Verhältnis geben, und 
ganz gewiß gilt der Satz, daß auch in der Politik der Zweck nicht die IVlittel heiligt. 

(Beifall) 

Macht gehört zur politischen Gestaltung in der Demokratie, aber sie ist nicht 
Selbstzweck, und sie lohnt schon gar nicht jeden Preis. 

Wir alle sind dafür verantwortlich, daß unsere Demokratie nicht Schaden leidet. 

Ich sage bewußt: „Wir alle" - denn es sind nicht nur die Politiker, die Grund zu 
kritischen Fragen an sich selbst haben. Für unsere politische Kultur tragen all jene 
Verantwortung, die an der Bildung des öffentlichen Bewußtseins teilhaben, also auch 
die Medien. 

Wenn ein Mensch stirbt, dann gilt es, die Würde des Todes und des Toten zu achten 
und - das ist kein altmodischer Begriff - Pietät zu wahren. Geschäftsinteressen haben 
hinter dem Schutz der Menschenwürde zurückzutreten. 

(Lebhafter Beifall) 

Demokratie, liebe Freunde, braucht Ehrlichkeit und Wahrhaftigkeit, sie lebt aber auch 
von einem Vertrauensvorschuß, den sich alle Beteiligten gegenseitig einräumen. Wo 
Mißtrauen das alles beherrschende Prinzip ist, kann ein freiheitliches Gemeinwesen 
auf Dauer nicht gedeihen. Und so, denke ich, müssen jetzt wir alle mit besonderer 
Sensibilität und Besonnenheit neues Vertrauen begründen. 
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„Kein Mensch verfügt über die absolute Wahrheit." Das ist ein Zitat aus unserem 
Grundsatzprogramm. „Jeder Mensch," so heißt es dort weiter, „ist Irrtum und Schuld 
ausgesetzt. Diese Einsicht bewahrt uns vor der Gefahr, Politik zu ideologisieren. Sie 
läßt uns den Menschen nüchtern sehen und gibt unserer Leidenschaft in der Politik 
das menschliche Maß." Dieses menschliche Maß, liebe Freunde, muß auch unseren 
Umgangsstil in der Politik kennzeichnen. 

Als führende politische Kraft in der Bundesrepublik Deutschland, in der Bundesregie­
rung und in vielen Landesregierungen, als stärkste Partei in Bund, Ländern und 
Gemeinden tragen wir auch insofern eine ganz besondere Verantwortung. Ich sage 
noch einmal: Auch in der Demokratie ist Macht notwendig, aber wir müssen den 
Versuchungen widerstehen, die von Macht ausgehen können. Wer ein öffentliches 
Amt innehat, darf es eben nicht selbstherrlich ausüben. Macht ist verträglich, wenn sie 
bereit ist zum Dienen. 

Es täusche sich niemand: Die Menschen merken schnell, ob wir ihnen dienen wollen 
und unsere Pflicht tun. Sie sind unsere Mitbürger, und sie erwarten zu Recht, daß wir 
für sie da sind. Als Volkspartei der Mitte müssen wir nicht nur durch Programm und 
Politik, sondern vor allem auch durch unser Verhalten im Alltag Bürgernähe beweisen. 

(Beifall) 

Politik ist nicht wie ein Schachspiel für Strategen, die Figuren hin und her bewegen. 
Wir haben mit Menschen zu tun. Wir wollen, daß sie uns vertrauen. Dieses Vertrauen 
ist rasch verspielt - es muß nicht nur einmal verdient, sondern dann auch jeden Tag 
neu erworben werden. 

Wir brauchen mehr Bürgernähe, auch in unserer eigenen Partei. Ich möchte dafür 
einige Beispiele nennen: 

- Wer ein Amt übernimmt, übernimmt auch Pflichten. Wer zu viele Ämter innehat, der 
wird nicht allen seinen Aufgaben gerecht werden können. 

(Beifall) 

Vertrauen gewinnt, wer tatsächlich für die Bürger da ist, wer ihre Sorgen ernst 
nimmt, wo auch immer sie zum Ausdruck kommen: etwa in Zuschriften oder in 
Gesprächen. 

- Ich erwarte von allen Parteifreunden, die ein öffentliches Amt innehaben, daß sie 
bei allen offiziellen Terminverpflichtungen auch Zeit für die eigene Partei finden. 

(Beifall) 

- Die Lösung von Sachfragen ist wichtiger als die Vergabe von Posten. Es müssen 
auch die großen, übergreifenden politischen Themen im Blick bleiben; sie müssen 
diskutiert, den Menschen nahegebracht werden. Das heißt - und darüber werden 
wir uns auf dem nächsten Parteitag zu unterhalten haben - , daß wir auch in den 
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